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1. Bericht des Abgeordneten Dr. Königswarter: 

Der Finanzausschuß hat den Gesetzentwurf in 
seiner 179. Sitzung am 4. Februar 1953 gemeinsam 
mit dem Berlin-Ausschuß beraten. Es handelt sich 
um eine Verlängerung des bisherigen Gesetzes und 
es erschien nicht angebracht, wesentliche Änderun- 
gen vorzunehmen. Das bisherige Gesetz wird damit 
bis zum 31. Dezember 1954 erstreckt entgegen dem 
Regierungsentwurf, der eine Erstreckung bis zum 
31. Dezember 1955 vorsah, in Übereinstimmung 
mit der inzwischen festgesetzten Frist im Arti- 
kel 107 GG. 

Der im Regierungsentwurf vorgesehene Wegfall 
der Zusatzmarke für Postsendungen wurde in 
Übereinstimmung mit dem Bundesratsbeschluß 
und dem nachträglichen Beitritt der Regierung zu 
diesem Beschluß nicht gebilligt mit Rücksicht auf 
die Finanzlage des Bundes, obwohl die Meinungen 
über die psychologische Wirkung dieser Maßnahme 
im Ausschuß geteilt waren. 

Gebilligt wurde auch die Einbeziehung Berlins in 
das Gesetz an Stelle der bisher gesondert in Berlin 
erhobenen Notopferabgabe. Die Formulierung der 
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Drudesachen - 

Einbeziehung wurde in Übereinstimmung mit der 
neuerdings üblichen gesetzlichen Praxis gebracht. 

Bonn, den 4. Februar 1953 

Dr. Königswarter 

Berichterstatter 

2. Antrag des Ausschusses; 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Entwurf eines Gesetzes zur Verlängerung der 
Geltungsdauer und zur Änderung des Gesetzes zur 
Erhebung einer Abgabe „Notopfer Berlin“ — 
Nr. 4004 der Drucksachen — in der aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung 
zuzustimmen. 

Bonn, den 4. Februar 1953 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 
Dr. Wellhausen Dr. Königswarter 

Vorsitzender Berichterstatter 



Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Verlängerung der Geltungsdauer und zur Änderung des Gesetzes 
zur Erhebung einer Abgabe „Not Opfer Berlin'' 

- Nr. 4004 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und St euerf ragen (11. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Verlängerung der Geltungsdauer und 
zur Änderung des Gesetzes zur Erhebung 
einer Abgabe „Notopfer Berlin“ 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Gesetzes zur Erhebung einer 
Abgabe „Notopfer Berlin“ 

Das Gesetz zur Erhebung einer Abgabe 
„Notopfer Berlin“ in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 10. März 1952 (Bundes- 
gesetzbl. IS. 131) in der Fassung des Ersten 
Gesetzes zur Vereinfachung des Einkommen- 
steuergesetzes vom 10. Dezember 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 789) wird wie folgt ge- 
ändert: 


1. a) § 2 Ziff. 3, § 14, § 15, § 16 Ziff. 4, 
§ 17 Ziff. 4, § 18 Abs. 2, § 19 Abs. 2 
und § 24 Abs. 1 Ziff. 4 werden ge- 
stridien. 

b) Im § 18 wird der bisherige Absatz 3 
Absatz 2. 

c) Im § 19 wird die bisherige Bezeichnung 
des Absatzes 1 gestrichen. 
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Entwurf eines Gesetzes 
zur Verlängerung der Geltungsdauer und 
zur Änderung des Gesetzes zur Erhebun 
einer Abgabe „Notopfer Berlin“ 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Gesetzes zur Erhebung einer 
Abgabe „Notopfer Berlin“ 

Das Gesetz zur Erhebung einer Abgabe 
„Notopfer Berlin“ in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 10. März 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 131) in der Fassung des Ersten 
Gesetzes zur Vereinfachung des Einkommen- 
steuergesetzes vom 10. Dezember 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 789) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. (neu) In § 2 Ziff. 1 und 2 werden die 
Worte „im Bundesgebiet“ jeweils ersetzt 
durch die Worte „im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes“, 

1. entfällt 
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Entwurf 

d) Im § 24 Abs. 1 wird die bisherige 
Ziffer 5 Ziffer 4. 

Die Änderungen unter Buchstaben a bis d 
(Aufhebung der Abgabe auf Postsendun- 
gen) gelten erstmals für Postsendungen, die 
nach dem 31. März 1953 aufgeliefert 
werden. 

2. § 25 erhält die folgende Fassung: 

„Dieses Gesetz gilt letztmals für Er- 
hebungszeiträume, die am 31. Dezember 
1 9 5 5 enden." 

3. § 26 Abs. 5 wird gestrichen. 

4. § 27 wird mit Wirkung ab 1. April 1953 
gestrichen. 

Artikel II 

Änderung des Dritten Überleitungs- 
gesetzes 

§ 16 Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung 
des Landes Berlin im Finanzsystem des 
Bundes (Drittes Überleitungsgesetz) vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) erhält 
die folgende Fassung: 

„(1) Der Bund stellt das in Berlin er- 
zielte Aufkommen aus der Abgabe „Not- 
opfer Berlin" dem Land Berlin zur 
Deckung des Fchlbedarfs seines Landes- 
haushalts zur Verfügung. Darüber hinaus 
erhält das Land Berlin zur Deckung des 
verbleibenden Fehlbedarfs seines Landes- 
haushalts einen Bundeszuschuß. Die Höhe 
des Bundeszuschusses wird durch das Ge- 
setz über die Feststellung des Bundeshaus- 
haltsplans bestimmt. Der Bundeszuschuß 
ist dem Land Berlin In monatlidien Teil- 
beträgen zu überweisen.“ 

Artikel III 

Erstreckung auf Berlin 

Das Gesetz zur Erhebung einer Abgabe 
„Not Opfer Berlin" in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 10. März 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 131) In der Fassung des Ersten 
Gesetzes zur Vereinfachung des Einkommen- 
steuergesetzes vom 10. Dezember 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 789) und dieses Gesetz gelten 
mit Wirkung ab 1. April 1953 nach Maßgabe 
des § 12 Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Ge- 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


2. § 25 erhält die folgende Fassung: 

„Dieses Gesetz gilt letzmals für Er- 
hebungszeiträume, die am 31. Dezember 
1954 enden." 

3. unverändert 

4. unverändert 


Artikel II 


unverändert 


Artikel III 
Erstreckung auf Berlin 

Das Gesetz zur Erhebung einer Abgabe 
„Notopfer Berlin" in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 10. März 1952 (Bundes- 
gesetzbl. IS. 131) in der Fassung des Ersten 
Gesetzes zur Vereinfachung des Einkommen- 
steuergesetzes vom 10. Dezember 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 789) und dieses Gesetz gelten 
mit Wirkling ab 1. April 1953 nach Maßgabe 
des § 12 Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Ge- 
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Entwurf 

setzes über die Stellung des Landes Berlin 
im Finanzsystem des Bundes (Drittes Über- 
leitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund der Ermäch- 
tigungen erlassen werden, die in dem Ge- 
setz zur Erhebung einer Ab- 
gabe „N otopfer Berlin“ in der 
i m Satz 1 bezeidineten Fassung enthalten 
sind, gelten nach § 14 des Dritten Überlei- 
tungsgesctzes im Land Berlin. 

Artikel IV 
Oberleitung für Berlin 

(1) Im Land Berlin ist erster Erhebungs- 
zeitraum für die Abgabe „Notopfer Berlin“ 

a) bei der Abgabe der Arbeitnehmer der 
Kalendermonat April 1953; 

b) bei der Abgabe der Veranlagten und bei 
der Abgabe der Körperschaften die Zeit 
vom 1. April 1953 bis zum 31. Dezember 
1953. 

(2) Im Land Berlin betragen die Abgabe 
der Veranlagten und die Abgabe der Körper- 
schaften für den Erhebungszeitraum 1953 
(Absatz 1 Buchstabe b) drei Viertel des 
Jahresbetrags der Abgabe, die sich bei An- 
wendung der Tarifsätze des § 16 Ziff. 2 und 3 
des Gesetzes zur Erhebung einer Abgabe 
„Notopfer Berlin“ in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 10. März 1952 (Bundes- 
gesetzbl. IS. 131) in der Fassung des Ersten 
Gesetzes zur Vereinfachung des Einkommen- 
steuergesetzes vom 10. Dezember 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 789) auf das Einkommen des 
Kalenderjahrs 1953 ergibt Die Mindest- 
beträge bei der Abgabe der Körperschaften 
(§ 16 Ziff. 3 Buchstaben a und b des in 
Satz 1 bezeichneten Gesetzes zur Erhebung 
einer Abgabe „Notopfer Berlin“) ermäßigen 
sich für den Erhebungszeitraum 1953 (Ab- 
satz 1 Buchstabe b) auf drei Viertel. 

Artikel V 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

setzes über die Stellung des Landes Berlin 
im Finanzsystem des Bundes (Drittes Über- 
leitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund von Ermäch- 
tigungen, die in den In Satz 1 bezeichneten 
Vorschriften enthalten sind, erlassen worden 
sind oder erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 


Artikel IV 

unverändert 


Artikel V 


unverändert 
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